Betr.:  Fälle der Umschuldung von Krediten bei vorhandenen Grundschulden an

           Grundstücken, zu denen minderjährige Kinder Miteigentümer sind.
a) Genehmigungsbedürfnis nach § 1821 BGB

Eine Grundschuld kann von einer Bank an die andere abgetreten werden; dazu bedarf es keiner Erklärung des Eigentümers, die dann zu genehmigen wäre. Das Grundstück wird dadurch nicht neu belastet, es liegt also keine Verfügung über das Grundstück vor.

Die Änderung der Zweckerklärung für Grundschulden bedarf keiner familiengerichtlichen Genehmigung, denn es ist nur eine Verfügung über die/ inhaltliche Änderung an der Grundschuld selbst, nicht aber eine Verfügung über das Grundstück, da das Grundstück nicht höher belastet wird als bisher.

Die Verfügung über eine Grundschuld fällt aber nicht unter § 1821 BGB (siehe Abs. 2 der Vorschrift), sondern „nur“ unter § 1812 BGB. Für Verfügungen über derartige Forderungen/Rechte bedarf zwar ein Vormund oder Betreuer einer gerichtlichen Genehmigung, nicht aber die Eltern, weil diese Vorschrift in § 1643 BGB als Genehmigungstatbestand nicht  genannt ist.

Abgesehen davon ist bei einer Inhaltsänderung zu einem Recht, die nicht zu einer Haftungserweiterung führt, eine Genehmigungspflicht nicht gegeben, siehe Münchner Kommentar zum BGB Rn 25 zu § 1821. Dies ist der Fall, wenn die Konditionen der Grundschuld unverändert bleiben, nur der Zweck der Grundschuld (welche Forderung wird dadurch gesichert) geändert wird.

b) Genehmigungsbedürfnis nach § 1822 Nr. 8 oder 10 BGB
Eine Genehmigung nach Nr. 8 ist nur erforderlich, wenn das Kind selbst als Schuldner einen Kredit aufnimmt. Dies ist in den meisten Fällen gar nicht gegeben.

Auch eine Genehmigung nach Nr. 10 BGB kommt nicht in Betracht; siehe Beschluss des BayObLG vom 31.1.1986, GZ: BReg 1 Z 55/85:
„1. Hat das Vormundschaftsgericht die Bestellung einer Grundschuld genehmigt, so ist eine weitere Genehmigung nicht erforderlich für ein Rechtsgeschäft, in dem die Darlehensschuld eines Dritten [hier: Elternteil]  der Grundschuld mit einer [neuen] Sicherungsabrede (sogenannte Zweckerklärung) zugrunde gelegt wird.......“

Dies, nämlich die Notwendigkeit einer Genehmigung nach § 1822 Nr. 10 BGB für eine neue Sicherungsabrede hinsichtlich einer bereits bestehenden Grundschuld, kann nicht anders zu beurteilen sein, wenn das Kind das Grundstück mit einer bereits vorhandenen Grundschuld geerbt hat.
Eine familiengerichtliche Genehmigung ist daher auch für eine Änderung der Zweckerklärung zu einer Grundschuld aus Sicht des AG xxxxxxxx  nicht erforderlich – dies muss ganz besonders dann gelten in Fällen der sogenannten „Umschuldung“, bei denen einer neuer Kredit nur in Höhe des noch bestehenden Altkredites in Anspruch genommen wird und die finanziellen Mittel unter gleichzeitiger Abtretung der Grundschulden unmittelbar vom Neugläubiger an den Altgläubiger fließen. 

Aufsatz  von Klaus Meyer-Stolte, Bielefeld "Vormundschaftsgerichtliche Genehmigungen im Grundstücksverkehr". Er schreibt zu Abt. III - Mündel als Eigentümer -: 46. Umwandlung, Forderungsauswechslung Umwandlung der Belastungsform Hypothek/Grundschuld/Rentenschuld/Sicherungshypothek/ Verkehrshypothek  (§§1186,1192,1203 BGB) und Forderungsauswechselung (§ 1180 BGB) können Haftungserweiterungen darstellen. Zustimmung des Eigentümers ist dann genehmigungsbedürftig (u.offensichtlich wohl auch erforderlich - eigene Anmerkung)  (BayObLGZ 2. 799, RGRK BGB § 1821 Rdn. 7; MÜKo/Zagst § 1821 Rdn6; Palandt § 1821 Anm.2a, Staudinger BGB §§ 1821, 1822 Be. 25;  a.A. Soergel BGB § 1821 Rdn. 3; Gernhuber Familienrecht § 52 V4).  
Also, der Sicherungsvertrag zwischen Elternteil als gesetzlicher Vertreter des Kindes und Bank ist nicht genehmigungsbedürftig, aber wohl die erforderliche Zustimmung des Kindes als Eigentümers bei Haftungserweiterung.

Hier kann man den Umkehrschluss daraus ziehen, dass in den Fällen keiner Haftungserweiterung auch keine Genehmigung erforderlich ist. Wenn ein bestehender Kredit durch einen anderen nur abgelöst wird und der Kreditgeber2 an den Kreditgeber1 auch unmittelbar auszahlt, dürfte auf jeden Fall ersichtlich sein, dass es sich um keine Haftungserweiterung handelt.

Amtsgericht xxxxxxxx, den ....................
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